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Für das Nachschlagewerk! 
Für die Amtliche Sammlung!

2415 O'O
Gesetz; ZPO § 547 Abs 1 Ziff 2% GVG § 71 Abs 2 
Rechtssatz; Das Revisionsgericht ist bei der Prüfung, ob

eine Rechtsstreitigkeit über Ansprüche vorliegt, 
für welche die Landgerichte ohne Rücksicht auf 
den Wert des Streitgegenstandes ausschließlich 
zuständig sind, weder durch die Auffassung der 
Parteien noch durch die Beurteilung des Beru­
fungsgerichts gebunden- Die Unterlagen für die 
Prüfung, ob eine solche ausschließliche Zustän­
digkeit der Landgerichte gegeben ist, bilden al­
lein die Parteibehauptungen, jedoch auch diese 
nur insofern, als Tatsachen behauptet werden; 
hinsichtlich der rechtlichen Beurteilung des Kla­
geanspruches kommt es allein auf die wahre Natur 
des sich nach den als richtig unterstellten tat­
sächlichen Klagebehauptungen ergebenden Anspruchs 
an.

Gesetz; DBG §§ 27, 35, 47
Rechtssatz; Ein verdrängter Beamter der Reichspost konnte

weder durch Versetzung noch durch Übernahme nach 
§ 47 DBG, sondern nur durch Aushändigung einer 
nach § 27 DBG formgerechten Ernennungsurkunde 
Beamter des Vereinigten Wirtschaftsgebiets. 
(Verwaltung für das Post- und Fernmeldewesen) 
werden»

Gesetz; Allgemeines Staatsrecht
Rechtssatz; Das Vereinigte Wirtschaftsgebiet war nicht iden­

tisch mit dem Deutschen Reich.

Aktenzeichen; III ZR 123/53 
Urteil des BGH vom 10. Februar 1955

LG Hamburg 
OLG Hamburg



Ill ZR 123/53
Verbindet 

am 10« Februar 1955 
f l U ,  Just*Angest« 
als Urkunde be amt er 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

derder Oberpostdirektion vertreten durch den Präsidenten

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br«

gegen

Frau Lotte H i f l H H H H H H H »  gebe M l H ,Pflpstraße ’

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt B H B H H  “

hat der III., Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 10« Februar 1955 unter Mitwirkung des 
SenatsPräsidenten Prof« Br« Geiger sowie der Bundesriehter 
Br* Pagendarm, Br. Kreft, Br« Beyer und Br. Hussla

für Recht erkannt?

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 1o Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandes­
gerichts zu Hamburg vom 5. März 1955 - an Ver­
kündungsstatt zugestellt am 30« März / 2« April 
1953 - wird als unzulässig verworfen«

Bie Kosten der Revision trägt die Beklagte«
Von Rechts wegen



Tatbestand

Die Klägerin war vom Jahre 1940 bis zum Zusammen­
bruch des Jahres 1945 im Bezirk der Reichspostdirektion 
Stettin tätig} sie war zunächst Angestellte und wurde am 
1* Dezember 1944 in das Beamtenverhältnis auf Widerruf 
mit der Dienstbezeichnung "Postassistentin" berufen* -Zu­
letzt war sie nach Oebisfelde zu dienstlichem Einsatz ab- 
geordnet* Hach dem Zusammenbruch war sie vorübergehend 
im Angestelltenverhältnis in der sowjetischen Besatzungs­
zone bei der Post tätig, verließ dann aber die sowjeti- 
sehe Besatzungszone und gelangte schließlich nach Hamburg*

Sie bewarb sich mit Schreiben vom 28* Oktober 1948 
beim Postsparkassenamt hU H I um Einstellung; sie trug 
vor, sie habe die mittlere Reife bei der Mittelschule er­
langt, sei im Jahre 1958 in den Dienst der Reichspost ge­
treten und im Jahre 1944 zur Postsekretärin ernannt worden 
Am 22* November 1948 wurde die Klägerin als Angestellte 
gegen ein Monatsgehalt von 267,92 DM eingestellt« Sie wie­
derholte nach ihrer Einstellung auf ihrem Personalbogen 
die gleichen Angaben wie in ihrem Bewerbungsschreiben* 
Unter dem 11. März 1949 ernannte der Präsident des Post­
sparkassenamtes "im Namen der Deutschen Post die frühere 
Postsekretärin Lotte Marta Luise H i d l H l  geb* zur
Postsekretärin"; in der Urkunde war außer diesen Worten 
noch hinzuggfügts "Ich vollziehe diese Urkunde in der Er­
wartung, daß die Ernannte ihre Amtspflicht gewissenhaft 
erfüllt und das Vertrauen rechtfertigt, das ihr durch die­
se Ernennung bewiesen wird*" Mit Wirkung vom 1 * Januar 
1949 wurde die 'Klägerin gleichzeitig in die Planstelle 
einer Postsekretärin eingewiesen* worauf sich ihr Gehalt 
auf monatlich 211,12 DM verringerte*
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Später übersandte die Postdirektion Stettin 
den ursprünglichen Personalbogen der Klägerin« Daraus er­
gab sich, daß die Klägerin nicht die Mittelschule, son­
dern die Volksschule besucht hatte, nicht im Jahren 1938, 
sondern erst im Jahre 1940 in den Dienst der Deutschen 
Reichspost eingetreten und nicht als Postsekretärin, son­
dern am 1. Dezember 1944 als Postassistentin in das Be­
amtenverhältnis übernommen worden war« Die Beklagte ent­
ließ die Klägerin durch Schreiben vom 30„ September 1950 
fristlos und behielt von .deren Dienstbezügen für Septem­
ber 1950 noch 99*60 DM ein.

Die Klägerin erhob beim Landesverwaltungsgerieht 
in Hamburg Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit der 
Kündigung; ihre Klage wurde aber durch rechtskräftig ge­
wordenes Urteil vom 27o März 1951 abgewiesen (vgl Akten 
des Landesverwaltungsgerichts V a VGf 3146/50)«

Durch Erstattungsbeschluß vom 15» November 1950 
forderte die Beklagte die Erstattung eines angeblichen 
Fehlbestandes in ihrem Vermögen in Höhe von 882,92 DM,
Sie bezichtigte die Klägerin, daß diese in der Absicht, 
sich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf­
fen, die Beklagte durch bewußt falsche Angaben über Schul­
bildung und Dienstlaufbahn zu der Ernennung als Post­
sekretärin vom. 11. März 1949 und zur Zahlung entsprechen­
der Bezüge ab 1. Januar 1949 bestimmt habe, während die 
Klägerin, wenn sie richtige Angaben gemacht hätte, auf 
Grund eines Erlasses über die Einstellung verdrängter Be­
amten nur als Postassistentin hätte übernommen werden dür­
fen, Die Beklagte ist der Auffassung, sie sei daher, ob­
gleich die Ernennung zur Sekretärin zu einer Herabsetzung
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des Gehalts um 56,80 DM geführt habe, um den Unterschied 
zwischen dem Sekretärinnen- und dem Assistentinnenge­
halt in der Zeit vom 1. Januar 1949 bis zur Entlassung 
der Klägerin am 30, September 1950 geschädigt worden; 
sie sei daher um den Gesamtbetrag von 982,52 DM geschä­
digt worden. Die Beklagte hält sich deshalb für berech­
tigt y den der Klägerin für September noch nicht ausbe­
zahlten Restbetrag von 99?60 DM zurückzubehalten, und be­
gehrt von ihr nach dem Erstattungsbeschluß Erstattung in*
Höhe von 882,92 DM,

Die gegen den Erstattungsbeschluß gerichtete Be­
schwerde der Klägerin hat der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen mit Bescheid vom 8, Mai 1951 als unbe­
gründet zurückgewiesen. Die Klägerin begehrt mit der Klage

1) den Erstattungsbeschluß aufzuheben,
' 2) die Beklagte zur Zahlung von 99;—  DM zu verurteilen«

Die Klägerin räumt ein, ihre Schulbildung falsch an­
gegeben zu haben, bestreitet aber, sich auch bewußt fälsch­
lich als Sekretärin bezeichnet zu haben; durch schwere 
Kriegs- und NachkriegsVerhältnisse seien ihr Gedächtnis 
und ihr Sinn für im normalen Leben erhebliche Tatsachen 
so beeinträchtigt worden, daß sie es heute noch für mög­
lich halte, sie sei bereits im Jahre 1944. zur Sekretärin 
ernannt worden. Der Beklagten sei, weil die Klägerin durch 
einwandfreie Arbeit auf dem Posten einer Sekretärin eine 
vollwertige Gegenleistung erbracht habe, ein Schaden nicht 
entstanden, ganz abgesehen davon, daß die.Beklagte infol­
ge der Ernennung der Klägerin zur Sekretärin gegenüber 
dem Angestelltengehalt etwa 56,—  DM monatlich weniger be* 
zahlt habe.
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Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt* Sie 
hat die dem Erstattungsbeschluß zugrunde liegenden Tat­
sachen weiterhin behauptet und ist ferner der Rechtsan­
sicht, bei der Feststellung des Schadens komme es auf 
die wirtschaftliche Arbeitsleistung der Klägerin nicht 
entscheidend an; Dienstrang und Besoldungshöhe seien im 
Beamtentum auch von anderen Faktoren wie Vorbildung, Dienst- 
alter und persönlicher Eignung abhängig; danach hätte die 
Klägerin die Bezüge einer Sekretärin auch dann nicht er­
halten dürfen, wenn sie die Arbeit einer solchen befrie­
digend zu leisten in der Lage gewesen wäre»

t

Segen das klageabweisende Urteil des Landgerichts 
hat die Klägerin Berufung eingelegt. Sie hat im Berufungs- 
rechtszug vorgetragen, durch die Ernennungsurkunde vom 
11» März 1949 sei sie nicht in das Beamtenverhältnis über­
führt worden, weil in dieser Urkunde die Worte "unter Be­
rufung in das Beamtenverhältnis" fehlten. Die Beklagte 
ist der Ansicht, daß es einer förmlichen Ernennung nicht 
bedurft hätte, weil das Beamtenverhältnis der Klägerin zum 
Deutschen Reich auf Grund ihrer Ernennung zur Postals is ten- . 
tin der Deutschen Reichspost noch fortbestanden /hätte»
Das Berufungsgericht hat der Klage in vollem Umfange 
stattgegebenc

Mit der Revision begehrt die Beklagte die Aufhe­
bung des angefochtenen Urteils und Abweisung der Klage* 
Ferner beantragt sie, gemäß § 717 Abs 3 ZPO die Klägerin 
zur Rückzahlung des Betrages von 99,—  DM zu verurteilen, 
die die Beklagte auf Grund des angefochtenen Urteils an \ 
die Klägerin unstreitig gezahlt hat. Die Klägerin bittet 
in erster Linie die Revision als unzulässig zu verwerfen^ 
Hilfsweise beantragt sie Zurückweisung der Revision.



Ents cheidungsgründe;

I c

Da die Revision vom Berufungsgericht nicht zuge­
lassen worden ist, und da der Beschwerdewert die Revi- 
sionssumme nicht erreicht, ist die Revision nur zulässig, 
wenn die Voraussetzungen des § 547 Abs 1 Ziff 1 oder 2 
ZPO erfüllt sind. Die Revision ist nach § 547 Abs 1 Ziff 1 
ZPO nur dann zulässig, wenn die Zulässigkeit oder Unzu­
lässigkeit des Rechtsweges in der Revisionsbegründung 
(§ 554 Abs.3 Nr 2 b ZPO) ausdrücklich angegriffen worden 
ist (Urteil des Senats vom 29« Oktober 1953 - III ZR 
13/52 -). Ein solcher Angriff ist hier nicht erhoben»

Es bleibt daher nur zu prüfen, ob die Revision nach 
§ 547 Abs 1 Ziff 2 ZPO zulässig ist, also ob es. sich um 
"eine Rechtsstreitigkeit über Ansprüche, für welche die 
Landgerichte ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen­
standes ausschließlich zuständig sind”, handelt»

1) Nach § 8 Abs 1 Satz 1 des Erstattungsgesetzes -ErstG 
vom 18» April 1937 (RGBl- I, 461) in der Anpassungsfassung 
an die neuen staatsrechtlichen Verhältnisse,(vgl BGBl 1951> 
I, 109) ist die Klage gegen den Erstattungsbeschluß vor 
den Verwaltungsgerichten zu erheben, .nach § 8 Abs 1. Satz 3 
ist. für die Entscheidung im letzten Rechtszuge das Reichs­
verwaltungsgericht zuständig» Jedoch ist nach § 13 des Er­
stattungsgesetzes in Verbindung mit § 13 Abs 2 der 1, VO* 
zur Durchführung und Ergänzung des Erlasses über die Er- ' 
richtung des Reichsverwaltungsgerichts vom 29« April -1941 
(RGBl I, 224) ausdrücklich angeordnet, daß § 8 Abs 1 ErstG 
erst an dem vpm Reichsminister des Innern zu bestimmenden 
Zeitpunkt in Kraft tritt, und daß "bis dahin die bisher- 
für die Verfolgung des Erstattungsanspruches zuständigen
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Gerichte entscheiden”» Da eine Anordnung über das In­
krafttreten des § 8 Abs 1 ErstG bis jetzt nicht ergan­
gen ist, ist es bei der vor Inkrafttreten des Erstattungs­
gesetzes bestehenden Zuständigkeit geblieben (BGHZ 5, 23 
/24/S 7 )  9 jedenfalls für Klagen, die, wie die vorliegende, 
vor dem Inkrafttreten des Bundesbeamtengesetzes erhoben 
worden sind (§ 184- 8BG)« Die Bestimmung des § 8 Abs 1 
Satz 3 ErstG, daß im letzten Rechtszuge das Reichsverwal­
tungsgericht zuständig ist, ist daher noch nicht gelten­
des Recht« Die Revision ist durch die noch nicht in Kraft 
getretene Vorschrift des § 8 Abs 1 Satz 3, ErstG daher 
u n m i t t e  l b a r  noch nicht für alle Ers t at tungs Sa­
chen für zulässig erklärt; vielmehr bleibt es bei der bis­
herigen .Regelung, daß nur da, wo eine ausschließliche Zu­
ständigkeit der Landgerichte vorgeschrieben ist, die Re­
vision immer“gegeben ist (s.o auch RGZ 167, 254)*

Nach § 13 Halbs 2 ErstG ist aber für Ers tat tungs an- 
sprüche, die nach § 1 ErstG gegen Beamte, Angestellte und 
Arbeiter im Dienste öffentlichrechtlicher Körperschaften 
und nach § 2 ErstG sogar "gegen diejenigen Personen durch­
geführt werden können, die für einen Fehlbestand im Sinne 
des § 1 aus irgend einem Rechtsgrunde haften” (Mittäter 
der in § 1 genannten Personen), hinsichtlich der Zuständig­
keit der Gerichte jeweils darauf abzustellen, aus welchem 
Rechtsgrunde {Beamtenverhältnis, Arbeitevertrag als Ange­

stellter oder Arbeiter, unerlaubte Handlung bei Personen?* . i
die weder Beamte, Angestellte noch Arbeiter öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften sind) der Erstattungsanspruch 
hergeleitet wird. Danach ist für Erstattüngsansprüche, die 
aus.einem bürgerlichrechtlichen Arbeitsverhältnis hergelei- 
.tet werden (Arbeiter und Angestellte), die Zuständigkeit 
der Arbeitsgerichte gegeben* Nur da, wo die Erstattungsan-
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Sprüche aus dem Beamtenverhältnis hergeleitet werden, 
ist daher gemäß § IV Abs 2 GVG in Verbindung mit § 547 
Abs 1 Ziff 2 ZPO die Revision ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes zulässig (RGZ 167? 254$ RA GE 
25, 219)«

Etwas anderes kann auch nicht durch Übertragung 
des in § 8 Abs 1 Satz 5 ErstG niedergelegten Grundsatzes, 
daß.Erstattungssachen ohne Rücksicht auf den Wert des 
Streitgegenstandes immer durch die oberstgerichtliche In­
stanz nachprüfbar sein sollen, auf den derzeitigen Über­
gangszustand (§ 13 ErstG) gewonnen werden* Ganz abgesehen 
davon, daß es ungewöhnlich wäre? aus einer bewußt noch 
nicht in Kraft gesetzten Gesetzesbestimmung (§ 8 Abs 1 
ErstG) schon Grundsätze für die Zeit v o r der Inkraft­
setzung herzuleiten, stehen einer Übertragung jenes Grund­
gedankens folgende Erwägungen entgegen; Wie oben bereits 
ausgeführt wurde, sind für Erstattungssachen aus bürgerlich­
rechtlichen Arbeitsvertrügen die Arbeitsgerichte zuständig 
(vgl jetzt auch § 2 Abs 1 Ziff 2 und 3 Bundesarbeitsge- 
richtsges'etz vom 3.9« 1953) * Bas arbe its gerichtliche Ver­
fahren kennt aber nicht wie § 547 Abs 1 Ziff 2 ZPO eine 
Zulässigkeit der Revision wegen "ausschließlicher Zustän­
digkeit bestimmter Gerichte11 (vgl § 72 BArbGG) * Deshalb 
läßt sich der Gedanke des § 8 Abs 1 Satz 3 ErstG auf das' 
Arbeitsgerichtsverfahren auch nicht sinngemäß übertragen^ 
er kann daher auch auf solche Sachen, nicht sinngemäß 
übertragen werden, für die die ordentlichen Zivilgerichte 
zuständig sind.

Es bleibt also dabei, daß Erstattungssachen nur 
insoweit ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstan­
des revisibel sind, als der Erstattungsanspruch auf beam­
tenrechtlicher Grundlage beruht.
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2) Hinsichtlich des Anspruches auf 2ahlung des zu- 
rückbeiialtenen Gehaltsteiles von 99?—  DM ist die Revi­
sion ohne Rücksicht auf den Wert des Beschwerdegegenstan­
des ebenfalls nur zulässig? wenn es sich dabei um An­
sprüche handelt, die auf Grund der Beamtengesetze gegen 
den Fiskus erhoben werden (§ 71 Abs 2 Ziff 1 GVG)•

3) Das*Berufungsgericht gelangt zu dem Ergebnis, die 
Klägerin sei infolge Fehlens der Worte "unter Berufung 
in das Beamtenverhältnis" in der Ernennungsurkunde nicht 
Beamtin der Beklagten geworden«, Es verneint deshalb "ei­
nen Anspruch auf Erstattung von Beträgen, die der Klägerin 
haushaltsmäßig in Erfüllung eines vermeintlichen Anspru­
ches aus Sekretärinnengehalt gewährt sein mögen"; es hält 
weiter die Beklagte für verpflichtet? "den einbehaltenen 
Gehaltsteil aus der Zeit vor der Entlassung in Höhe von 
99,—  DM für September 1950 aus dem Angestelltenverhält­
nis nachzuzahlen"., Dabei macht das Berufungsgericht hilfs­
weise noch Ausführungen dazu, daß auch für den Fall, wenn 
die Klägerin Beamtin geworden sein sollte, Vermögensrecht­
liche Erstattungsansprüche nicht gegeben seien und die Be­
klagte in diesem Falle aus dem Beamtenrechtsverhältnis 
verpflichtet sei, den einbehaltenen Betrag in Höhe von 
99,r- DM als Beamtengehalt zu zahlen«

Das Berufungsgericht hat also die Grundlage für 
den Erstattungsanspruch und die Gehaltsforderung gerade 
nicht im Beamtenrecht, sondern im bürgerlichrechtlichen- 
Arbeitsvertrag gesehen, da es davon ausgeht, die Klägerin 
sei nicht Beamtin, sondern nur Angestellte der Beklagten 
gewesen. Es ist dabei der Rechtsauffassüng der Klägerin 
gefolgt; die Klägerin hatte zwar im ersten Rechtszuge die 
Ansicht vertreten, sie sei Beamtin der Beklagten, hatte 
aber im zweiten Rechtszuge im Hinblick auf die erwähnten
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Formmängel der Ernennungsurkunde bestritten, Beamtin 
der Beklagten zu sein* Die Klage war also im Berufungs­
rechtszug nicht auf Ansprüche auf Grund der Bearatenge- 
setze gestützt; das Berufungsgericht hat auch nicht An­
sprüche auf Grund der Beamtengesetze zuerkannt* Die Re­
vision wendet sich gegen diese Beurteilung der Rechtsbe­
ziehungen zwischen den Parteien; sie nimmt an, daß die 
Klägerin Beamtin der Beklagten geworden sei und daß des­
halb sowohl die Erstattungsansprüche wie die Ansprüche 
auf Zahlung des Gehalts Ansprüche aus einem Beamtenver­
hältnis seien«

Das Revisionsgericht hat unbestritten die Zulässig­
keit der Revision von Amts wegen zu prüfen* Die Revision 
ist im vorliegenden Pall aber, wie einleitend ausgeführt 
wurde, nur zulässig, wenn es sich um einen Rechtsstreit 
über Ansprüche handelt, für welche die Landgerichte ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes ausschließlich' 
zuständig sind (§ 547 Abs 1 Ziff 2 ZPO)* Das Revisionsgericht 
hat die Voraussetzungen des § 547 Abs 1 Nr 2 ZPO selbstän­
dig zu prüfen und ist hierbei weder durch die Auffassung 
der Parteien (RGZ 29, 420; 40, 398; 50, 396 £ 5 9 ]7 i 58,
244 /246 ff f ; 60, 321 £5237) noch durch die Beurteilung 
des Berufungsgerichts (RGZ 95, 214 £216/17 /; 156, 303
/3O4 /575 Urteil des Reichsgerichts vom 3« März 1939 
- VII 148/38 = Nr 18 des Nachschlagewerkes des Reichsge­
richts zu § 71 GVG n*P«) gebunden (so auch Stein-Jonas 
17- Aufl §. 547 Anm III)« Diese Beurteilung ist die zwin­
gende Folge daraus, daß § 547 Abs 1 Ziff 2 ZPO nicht dar­
auf abstellt, worauf der Kläger seine Ansprüche stützt-, 
oder womit der Beklagte sie bekämpft, oder wie das ange- 
fochtene Urteil sie rechtlich wertet, sondern allein dar­
auf, ob für diese Ansprüche die ausschließliche Zustän­
digkeit der Landgerichte objektiv gegeben ist* Die Unter­
lagen für die Prüfung, ob eine solche ausschließliche Zu­
ständigkeit der Landgerichte gegeben ist, bilden allein 
die Parteibehauptungen, jedoch auch diese nur insofern, als



T a t s a c h e n  behauptet werden; hinsichtlich der 
rechtlichen Beurteilung des Klaganspruchs kommt es je­
doch entscheidend nicht auf die Auffassung der Partei­
en, sondern geradeso wie bei der Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Rechtsweges (BGHZ 9> 63 /56/) auf die 
w a h r e  Natur des Anspruches an. Somit ist zunächst 
zu prüfen, welche wahre Natur der sich nach den als rich­
tig unterstellten (hier sogar unbestrittenen) tatsächli­
chen* Klagebehauptungen ergebende Anspruch hat und alsdann, 
ob für derartige Ansprüche die Revision ohne Erreichung 
einer Revisionssumme zulässig ist* Es bedarf daher für 
die Prüfung der Zulässigkeit der Revision der Beurteilung, 
oh der geltend gemachte Anspruch als Anspruch nach § 71 
Abs 2 GrVGr schlüssig behauptet ist-

Deshalb kommt es für die Frage der Zulässigkeit der 
Revision darauf an, ob die Klägerin durch die Aushändi­
gung der Ernennungsurkunde, in der unstreitig die Worte 
"unter Berufung in das Beamtenverhältnis" fehlten, Beam­
tin geworden ist oder nicht (sô cias Urteil des Reichsge­
richts vom 23o Februar 1926 - III 115/25 - /Sr 54 des Nach­
schlagewerkes des Reichsgerichts zu § 547 ZPO/)a

II*

1) Durch rechtskräftiges Urteil des LandesVerwaltungs­
gerichts Hamburg vom 27- März 1951 ist die Klage der (jetzi­
gen) Klägerin gegen’die (jetzige) Beklagte auf Aufhebung 
der am 30- September 1950 ausgesprochenen Entlassungsver­
fügung abgewiesen worden- An die von dem Verwaltungsge- * 
rieht rechtskräftig getroffene Feststellung der Wirksam­
keit der Kündigung sind die Zivilgerichte gebunden (Urteil 
des Senats vom 8- Februar 1954 - III ZR 231/52 S 6/7 
BGHZ 15, 17 /Tg7)- Ob bei der Abweisung einer derartigen 
Klage auf Aufhebung einer Entlassungsverfügung auch die
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Feststellung des Vorliegens eines (kündbaren) Beamten­
verhältnisses der Entscheidung so «immanent” (vgl BGHZ 
9, 329 /?3J7) ist, daß auch sie in Rechtskraft erwächst, 
kann im vorliegenden Falle dahingestellt bleiben* In der 
hier gefällten verwaltungsgerichtlichen Entscheidung gin­
gen nämlich beide Parteien übereinstimmend* davon aus, daß 
ein (kündbares) Beamtenverhältnis bestanden hätte, so daß 
eine Entscheidung darüber überhaupt nicht getroffen zu 
werden brauchte. Streitig war damals nur, ob die (jetzi­
ge) Beklagte durch Ausübung des ihr grundsätzlich unstrei­
tig zustehenden Widerrufsrechtes einen Ermessens mißbrauch 
begangen hat; nur über diese Streitfrage ist damals ent­
schieden worden«

Das verwaltungsgerichtliche Urteil bindet daher 
- mindestens im vorliegenden Falle - die Zivilgerichte nicht 
hinsichtlich der Frage, ob die Klägerin in einem Beamten­
verhältnis zur Beklagten gestanden hat. Diese Frage muß 
also von den Zivilgerichten in eigener.Zuständigkeit ent­
schieden werden«

2) Das Berufungsgericht (U S 9) geht davon aus, daß 
die Ernennung zum Postsekretär im Jahre 1949 gemäß § 27 
Abs 1 Satz 2 DBG nur wirksam sein könne, wenn in der Er­
nennungsurkunde die Worte «unter Berufung in das Beamten­
verhältnis« enthalten wären«

Die Ansicht der Revision, die Formvorschriften des 
§ 27 DBG für die ’ Beamtenemennung hätten im Marz 1949 
nicht beachtet zu werden brauchen, ist rechtsirrig. Zwar 
konnte in der Zeit nach dem Zusammenbruch ein Beamtenver­
hältnis ohne Einhaltung der Form des § 27 DBG begründet 
werden, wenn einem verdrängten Beamten durch die zuständige
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Behörde eine nur von Beamten ausübbare Tätigkeit unter 
schriftlicher Verleihung einer Amtsbezeichnung und un­
ter Einweisung in eine Planstelle Übertragen wurde, Die 
Berechtigung der Nichtanwendung der Formvorschriften ist 
jedoch ausschließlich "aus der in der Übergangszeit nach 
dem Zusammenbruch weithin - teils objektiv (ungeklärte 
Rechtslage), teils subjektiv (ungesohultes Personal) - 
vorhandenen Unklarheiten" hergeleitet worden, "die zur 
Nichtberücksichtigung der in dem Deutschen Beamtengesetz 
vorgeschriebenen Formen führten, weil trotz des bestehen­
den Willens, den Einzustellenden als Beamten zu übemeh- 
men, angenommen wurde, eine ausdrückliche Berufung in das 
Beamtenverhältnis sei mindestens bei solchen Personen nicht 
nötig, die bereits Beamte des öffentlichen Dienstes waren" 
(BGHZ 3, 1 Z 297) - Derartige Unklarheiten bestanden aber 
im Jahre 1949 nicht mehr« Bis zu dieser Zeit hatte sich 
die Erkenntnis allgemein durchgesetzt, daß es zur "Begrün­
dung eines Beamtenverhältnisses" der Einhaltung der For­
men des § 27 DBG bedurfte. Zweifelhaft konnte höchstens 
sein, ob eine Ernennungsurkunde, die den Formen des § 27 
DBG entbehrte, .ein Beamtenverhältnis in anderer Weise als 
durch Ernennung, etwa als Versetzung oder Übernahme nach 
§ 47 DBG mit der Beklagten als Dienstherrin zur Entstehung 
bringen konnte. Deshalb können die Gründe, aus denen für 
die Übergangszeit nach dem Zusammenbruch die Anwendung der 
Vorschriften des § 27 DBG für nicht erforderlich gehalten 
wird, für den hier interessierenden Zeitpunkt (11, März 
1949) nicht geltend gemacht werden. In diesem Zeitpunkt 
bedurfte es für jede durch "Ernennung" erfolgende Begrün­
dung eines Beamtenverhältnisses der Wahrung der Formen 
des § 27 DBG,

»
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Das gleiche würde im übrigen auch dann gelten, 
wenn die Ernennungsurkunde vom 13, März 1949 der Kläge­
rin erst nach dem am 15» März 1949 erfolgen Inkrafttre­
ten des Militärregierungsgesetzes Nr 15 betr. die Ver­
waltungsangehörigen der Verwaltung des Vereinigten Wirt­
schaftsgebietes ausgehändigt worden wäre; denn auch nach 
§ 11 dieses Gesetzes muß die Ernennungsurkunde den Hin­
weis enthalten, daß der Verwaltungsangehörige "unter Be­
rufung in das Beamtenverhältnis" angestellt wird*

Unstreitig fehlt es an diesem Wortlaut in der Er­
nennungsurkunde vom 11. März 1949« Zwar ist das Pehlen 
der Worte "unter Berufung in das Beamtenverhältnis" (§ 27 
DBG) geradeso wie das Pehlen der Worte "auf Lebenszeit”
(§ 28 DBG) in der Ernennungsurkunde unschädlich, wenn aus 
der Urkunde in eindeutiger und jeden Zweifel ausschließen­
den Weise der Wille der Anstellungsbehörde zu entnehmen 
ist, ein Beamtenverhältnis auf Widerruf oder sogar auf 
Lebenszeit zu begründen (vgl Urteil vom 9». Dezember 1954 
- Ill ZR 255/52). Dabei ist von dem Sinn und Zweck der Porm* 
Vorschriften auszugehen, nämlich angesichts der Bedeutung 
und Tragweite eines solchen Verwaltungsaktes bei Ernennung 
eines Beamten klare Rechtsverhältnisse zu schaffen; kommt 
ein solcher Wille klar und eindeutig auch ohne Gebrauch 
der Worte "unter Berufung in das Beamtenverhältnis” zum 
Ausdruck, so ist den Erfordernissen des § 27 DBG Genüge ge­
schehen. Eine solche Klarheit ergibt sich jedoch aus der 
Urkunde vom 11. März 1949 nicht. Eine Berufung in das Be­
amtenverhältnis kommt darin überhaupt nicht zum Ausdruck; 
es ist nur von einer "Ernennung zur Postsekretärin" die 
Rede, die an die "frühere Postsekretärin" gerichtet war.
In einer Zeit, in der zahlreiche Beamtenstellen mit Ange­
stellten besetzt waren, die häufig Bezeichnungen führten,
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die in der Regel nur von Beamten geführt werden, kann aus 
der "Ernennung zur Postsekretärin" noch nicht mit völ­
liger Sicherheit der Wille des Bienstherm entnommen wer­
den, ein Beamtenverhältnis mit der Klägerin zu begründen* 
Zwar ergibt sich ein solcher Wille aus der Einweisung in 
eine Planstelle und der Herabsetzung der Bezüge von de­
nen einer Angestellten auf die einer Beamtin} jedoch er­
gibt sich dieser Wille nicht aus der "Ernennungsurkunde"*

Die "Ernennungsurkunde" ermangelt daher der auch 
damals erforderlichen Formen des § 27 BBGr und des § 11 
MilRegG. Hr 15* Zutreffend geht daher das Berufungsgericht 
davon aus, da8 ein Beamtemrerhältnis durch "Ernennung" 
wegen Nichtwahrung der dafür vorgeschriebenen Formen rechts* 
wirksam nicht begründet worden ist*

Bas Berufungsgericht meint weiter, "es seien keine 
Vorschriften ersichtlich,- nach welchen das Reichsbeamten­
verhältnis eines verdrängten Beamten schon mit der von ei­
ner Körperschaft im Gebiete der Bundesrepublik erfolgten 
Ernennung zu einem Beamtenrang ohne weiteres in- ein Beam­
tenverhältnis zu dem ernennenden -Bienstherrn überführt 
wäre oder umgedeutet werden dürfte",. Babei hat, was die 
Revision mit Recht beanstandet, das Berufungsgericht sich 
mit den in Rechtsprechung und Schrifttum verschiedentlich 
erörterten Möglichkeiten, wie eine solche Überführung doch 
möglich sei, nicht auseinandergesetzt*

3) Bie Klägerin war vor dem Zusammenbruch nach dem un­
streitigen Vortrag beider Parteien im Bezirk der Oberpost-, 
direktion Stettin, und zwar beim Fernamt in Stettin, zur 
Beamten (Assistentin) auf Widerruf ernannt worden* Sie 
war zuletzt in Oebisfelde, das in der sowjetisch besetzten- 
Zone liegt, tätig; jedoch war sie nach ihrem unbestritten

»
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gebliebenen Klagevortrag dorthin nur abgeordnet«, Sie 
hatte trotz dieser Abordnung ihr Amt bei dem Fernamt 
in Stettin behalten« Dieses Amt und ihre Dienststelle 
sind infolge Verdrängung fortgefallen, da dieses Amt in 
einem von Polen verwalteten Teil Deutschlands liegt« Die 
Beamteneigensohaft als Beamtin der Deutschen Reichspost 
hat die Klägerin durch den Zusammenbruch und infolge 
ihrer Nichtweiterbeschäftigung als Beamtin - sie ist 
nach dem Zusammenbruch sowohl in der sowjetisch besetzten 
Zone wie in Hamburg bis zum 11« März 194-9 zwar bei der 
Post, aber unstreitig nur als Angestellte tätig gewesen - 
nicht verloren (vgl dazu S 23 des insoweit in BGHZ 3, 1 
fTZJ nicht abgedruckten Urteils des Senats vom 28« Juni 
1951 - III ZB 6/50-). Irgendwelche Umstände, die später 
bis zur “Ernennung” vom 11, März 194-9 eine Beendigung ih­
res Beamtenverhältnisses herbeigeführt haben könnten, 
sind nicht vorgetragen«

Die Klägerin war also zur Zeit ihrer "Ernennung” 
vom 11« März 1949 Beamtin auf Widerruf der Deutschen Reichs­
post»

4) Die verdrängten Reichsbeamten, die noch nicht wie­
der als Beamte beschäftigt waren, befanden sich nach einer 
gerade für Postbeamte vertretenen Rechtsansicht (z«B. Urteil 
des Dienststrafhofes beim Personalamt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 30» Mai 1949 in Verw- 
Rspr 2, 217; OVG Braunschweig in DV 1950, 472; OVG Lüne­
burg in DV 1952, 147 und Zeitschrift für Beamtenrecht 1953? 
65) in der gleichen Lage wie die Wartestandsbeamten; des- * 
halb wurde angenommen, daß sie, v/ie diese, bei Übertragung 
eines neuen Amtes, ihren allgemeinen Rechtsstand als Beam­
te beibehalten mit der Folge, daß bei Übertragung eines
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neuen Amtes im Sinne des § 47 DBG die Aushändigung der 
durch § 27 Abs 1 DBG vorgeschriebenen Urkunde nicht 
erforderlich war, weil "der Wartestandsbeamte seihe 
frühere Beamteneigenschaft behalten hatte« (Nadler- 
Wittland DBG § 47 Anm 17)*

Der Senat hat bereits auf Seite 19/21 des insoweit in 
BGH2 10, 62 ß > g  nicht abgedruckten Urteils vom 21. Mai 
1953 - III ZR 215/52 - Bedenken gegen die Behandlung der 
verdrängten Reicbsbeamten als «Wartestandsbeamte« erho­
ben, weil es an der vom Gesetz verlangten «Versetzung in 
den Wartestand« fehlt (vgl dazu auch IM Kr 5 zu DBG § 35 
in Anm 3)« Vor allem ist dort bereits darauf hingewiesen 
worden, daß es sich nicht um eine "unmittelbare” Anwen­
dung der Bestimmungen über Wartestandsbeamte handeln könn­
te, sondern daß diese Bestimmungen bestenfalls sinngemäß 
angewandt werden könnten. Gerade der vorliegende Pall 
gibt aber zu weiteren Bedenken auch gegen die sinngemäße 
Anwendung der Grundsätze des Rechtes der Wartestandsbe­
amten Anlaß. Die Klägerin war unstreitig Beamtin auf 
Widerruf (§ 30 DBG), Eine Versetzung in den Wartestand 
bei Auflösung oder wesentlicher Veränderung des Aufbaues 
von Behörden war nach § 43 DBG nur für die auf Lebenszeit 
und für die auf Zeit ernannten Beamten möglich; Beamte 
auf Widerruf waren in solchen Fällen zu entlassen (Nadler- 
Wittland § 43 DBG Anm 12). Können die Vorschriften über 
Wartestandsbeamte schon wegen des Fehlens einer "Verset­
zung in den Wartestand" überhaupt nur sinngemäß angewandt 
werden, so erscheint es kaum angängig, sie über diese Er­
weiterung des Sachverhalts durch "sinngemäße" Anwendung 
hinaus auch noch auf Beamtengruppen auszudehnen, auf die,
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wie die Widerrufsbeamten, sie unmittelbar niemals ange­
wandt werden konnten.

Doch bedarf auch im vorliegenden Palle diese Frage 
keiner abschließenden Entscheidung, da eine formlose 
Übertragung des neuen Amtes, wie sie nach § 47 DBG zuläs­
sig ist, sich bereits aus anderen Gründen verbietete

5) Der Senat hat die übernähme verdrängter Beamten 
durch öffentlich-rechtliche Dienstherren im Gebiete der 
Bundesrepublik* die nicht unter Wahrung der Formen des § 27 
Abs 1 DBG (Ernennungsurkunde unter Berufung in das Beamten­
verhältnis) erfolgt ist, daraufhin geprüft, ob sie als 
Versetzung des Beamten, bei der nach Ziff 1 zu § 2 der II« 
BVO zum DBG vom 13. Oktober 1938 (RGBl I, 1421) ein neues 
Beamtenverhältnis nicht geschaffen wurde, und bei der nach 
Ziff 2 zu § 27 der I. DVQ zum DBG vom 29* Juni 1937 (RGBl 
I, 669) die Formvorschriften des § 27 Ab3 1 DBG nicht an­
zuwenden waren, zu werten ist (z.B» BGHZ 3, 1 /50/; Urteil 
vom 22. Dezember 1952 - III ZR 147/52 = IM Kr 3 zu DBG 
§ 166; BGHZ 10, 62 /Sjj/)« Yfesentliche Voraussetzung sowohl 
der Versetzung wie der von den Formvorschriften des § 27 
Abs 1 DBG befreiten Übertragung eines neuen Amtes im Sinne 
des § 47 DBG an Wartestandsbeamte ist das Fortbestehen ei­
nes Beamtenverhältnisses, das durch Versetzung oder formlo­
se Übertragung eines neuen Amtes fortgesetzt werden soll* 
Eine solche Fortsetzung ist aber im allgemeinen nur mit 
dem gleichen Dienstherm möglich (vgl S 21 des insoweit in 
BGHZ 10, 62 /5a7 nicht veröffentlichten Urteils vom 21 .Mai 
1953 - III ZR 215/52), Wenn vor dem Zusammenbruch sowohl 
Versetzung wie Übertragung eines Amtes im Sinne des § 47 
DBG auch zu einem anderen Diens therm ohne Begründung eines 
neuen Beamtenverhältnisses und ohne eine formgebundene (§ 27 
Abs 1 DBG) Ernennung im Verhältnis zwischen Reich, Ländern,
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Gemeinden und Körperschaften weitgehend für zulässig er­
achtet wurde (vgl Ziff 1 zu § 2 der II* DVO zum DBG vom 
13« Oktober 1938 - RGBl I« 1421; Ziff 2 zu § 27 der I.
DVO zum DBG vom 29 * Juni 1937 - RGBl I, 669; Ausnahme 
in Ziff 3 zu § 2 der II. DVO für Versetzungen vom Reichs­
und Bandesdienst in den Dienst der Gemeinden und anderer 
Körperschaften), während in der Bundesrepublik solche Mög­
lichkeiten des Wechsels des Dienstherm durch Versetzung 
nur im Verhältnis zwischen mittelbaren und unmittelbaren 
Bundesbeamten (Hinweis auf § 2 in § 26 Abs 3 BBG) für zu« 
lässig angesehen wird (vgl dazu ̂ überzeugend Bochalli BBG 
§ 26 Anm 7), so beruht das nicht auf einer Aufgabe des 
Grundsatzes, daß die Fortsetzung eines Beamtenverhältnis­
ses rechtssystematisch nur mit dem gleichen Dienstherrn 
möglich ist. Sowohl in der Zeit vor dem Zusammenbruch 
(Nadler-Wittland DBG § 2 Anm 19) wie in der Bundesrepublik 
(Bochalli BBG § 26 Anm 7) ist an diesem Grundsatz festge­
halten worden.

Allerdings kann der Gesetzgeber.- und er hat das 
im angegebenen Umfang auch getan - durch ausdrückliche ge­
setzliche Normierung dem Beamtenverhältnis den besonderen 
Inhalt _ geben, daß es auch im Verhältnis zu bestimmten 
anderen Dienstherren "fortgesetzt” werden kann. Es steht 
dann hinter dieser positiven Regelung der Gedanke einer
diese mehreren Dienstherren umfassenden "Einheit", die darin*
zum Ausdruck kommt, daß der Beamte zugleich in einem "un­
mittelbaren” und in einem "mittelbaren" Beamtenverhöltnis• 
stehto Eine ähnliche - auf dem Gedanken der Funktionsnaoh- 
folge beruhende - ausdrückliche Regelung enthalten §§22, 
23 Beamtenrechtsänderungsgesetz und § 26 Abs 2 BBG (vgl 
Ziff 6 zu § 2 der II. DVO zum DBG vom 13. Oktober 1938 
- RGBl I, 1421 - und die gleiche Ziffer in der den heutigst



staatsrechtlichen Verhältnissen angepaßten Fassung vom 
28«. Oktober 1950 - BGBl 734).

Eine "Versetzung" des Beamten, die mit einem 
Wechsel des Bienstherrn..verbunden wäre, ist also jeden­
falls nur denkbar, soweit der Gesetzgeber dies ausdrück­
lich bestimmt hat« Eine derartige gesetzliche Sonderre­
gelung fehlt für den Fall der "Fortsetzung" des mit dem 
Reich (Reichspostverwaltung) begründeten Beamtenverhält­
nisses im Verhältnis zur Postverwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes« Bas Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
.war zwar eine juristische Person, aber es war, gleich­
gültig als was es staatsrechtlich anzusehen ist (vgl 
die Zusammenstellung über die dazu vertretenen Ansichten 
bei Hoepfner MBR 1949* 197) keinesfalls ein Staat; ihm 
fehlte die für ein Staats ebilde erforderliche Eigenschaft 
als "Gebietskörperschaft"; ihm fehlten die für Gebiets­
körperschaften eigentümlichen umfassenden Zuständigkeiten; 
es diente nur einem begrenzten Zweck (Kleine Neues deut­
sches Verfassungsrecht S 194; Brost BRZ 1948> 459; Straußs 
Entwicklung und Aufbau des Vereinigten Wirtschaftsgebie­
tes S 49; Ules Gesetz und Recht A III 4 S 1208; Hoepfner 
MBR 1948, 162/T65/* Schneiden Bas Warenverkehrs recht der 
gewerblichen Wirtschaft und die Organisation der Wirt­
schaftsverwaltung in den Vereinigten Westzonen S 236/7)«
Es war weder identisch mit dem Reich npch vergleichbar 
mit einem Land«

Bie oben für die Zeit vor dem Zusammenbruch 1945 
dargestellte Rechtslage, nach der auch eine mit dem Wech­
sel des Bienstherm verbundene Versetzung möglich war, 
hat zwar, wie der Senat in BGHZ 3, 1 /21 ffj und auf S 17 f 
des Urteils vom 22. Bezember 1952 - III ZR 147/52 - (IM
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Nr 3 zu § 166 DBG) entschieden hat, nicht sofort mit dem 
Zusammenbruch sein Ende gefunden. Sie erfaßte aber nur 
die Versetzung eines Beamten von einer Reichsbehörde zu 
einer öffentlichrechtlichen Körperschaft des Reichs zu 
einer Landesbehörde oder zu einer dem Land eingeglieder­
ten öffentlichenrechtlichen Körperschaft und umgekehrt. 
Eine Erstreckung ( ausdehnende Auslegung) dieses Grund­
satzes auf das Verhältnis Reich - Vereinigtes Wirtschafts­
gebiet scheitert schon daran, daß der Grundsatz eine Aus­
nahme von einer allgemeinen Regel darstellt; außerdem 
daran, daß die eigentümliche Sonderstellung des Vereinig­
ten Wirtschaftsgebietes verbietet, es in dem hier erör­
terten rechtlichen Zusammenhang ebenso wie ein Land zu 
behandeln, und schließlich daran, daß im Jahre 1949 jeden­
falls der jener Regelung zugrunde liegende Gedanke der 
Einheit des Beamtenverhältnisses aller mittelbaren und un­
mittelbaren Reichsbeamten durch die Verwirklichung des 
föderalistischen Prinzips überwunden war. Bestätigt wird 
diese Auffassung durch das MilRegGes Nr 15, das das Be­
amtenrechtsverhältnis für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
kodifiziert regelt; § 50 sieht nur eine Versetzung in den 
Dienstbereich einer anderen obersten Dienstbehörde vor; 
nicht aber zu einem'anderen Dienstherrn. Dieses Gesetz 
ist zwar nach § 85 erst am 15- März 1949? also 4 läge 
nach der hier interessierenden "Ernennung" vom 11. März 
1949 in Kraft getreten. Es hat aber selbst den staats­
rechtlichen Aufbau nicht geändert, sondern zieht nur die 
Folgerungen aus den vorher eingetretenen staatsrechtlichen 
Veränderungen.

Etwas. Gegenteiliges kann auch nicht daraus herge­
leitet werden, daß das Vermögen des Reichspostbetriebes 
nach dem Reichspostfinanzgesetz vom 18. März 1924 (RGBl 
I, 287) und dem Gesetz zur Vereinfachung und Verbilligung
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der Verwaltung vom 27. Februar 1934 (RGBl I. 130) als 
Sondervermögen des Deutschen Reichs von dem übrigen Ver­
mögen des Deutschen Reichs getrennt zu halten war, eine 
Regelung, die in Anpassung an die veränderten staats­
rechtlichen Verhältnisse mangels Aufhebung auch auf die 
Bostverwaltung während der Zeit des Bestehens des Ver­
einigten Wirtschaftsgebietes weitergegolten hat (Schuster 
in PostArch 1949» 139 /HO/). Zwar ist darnach auch 
für die Postv.erwaltung, geradeso wie bei der Bahnverwal­
tung (vgl BGHZ 1, 34 S 6 des Urteils vom 23- April
1951 - IV ZR 158/50 -$ BGHZ 13, 67 \ S 7 des Urteils
vom 9 c Juni 1954 - VI ZR 310/50 = JZ 1955, 19) davon aus­
zugehen, daß sie - unter Beschränkung auf den Umfang des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes - dasselbe "Unternehmen” 
wie die Deutsche Reichspost ist. Beamtenrechtliche Folge­
rungen können aus dieser Betriebsidentität, die nur das 
"Unternehmen Deutsche Post" betrifft, aber nicht hergelei­
tet werden; denn die früheren Beamten der Deutschen Reichs-ipost waren nicht Beamte der Sonderverwaltung, sondern Be­
amte des Deutschen Reiches (Schuster in PostArch 1949*
135 /T4j7) • Auf die Einheit des Dienstherrn kann also aus 
dieser Betriebsidentität nicht geschlossen werden®

Daraus folgt: In dem hier in Betracht kommenden 
Zeitpunkt (11. März 1949) konnte ein verdrängter Beamter 
der Reichspost weder durch Versetzung noch durch Übertra­
gung eines Amtes im Sinne des § 47 DBG Beamter der Verwal­
tung für das Post- und Fernmeldewesen und damit Beamter 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes werden. Die Beamten­
eigenschaft konnte er vielmehr nur durch Aushändigung ei­
ner den Formerfordernissen des § 27 DBG und § 11 MilRegG 
Hr 15 entsprechenden Urkunde erwerben. Da die Klägerin, 
wie oben zu Ziffer II 2 ausgeführt wurde, eine solche



Urkunde nicht erhalten hat, ist sie nicht Beamtin des 
■Vereinigten Wirtschaftsgebietes gewordene Es handelt 
sich also nicht um Ansprüche aus dem Beamtenverhält- 
nis, sondern um solche aus einem Angestelltenverhält­
nis <> Infolgedessen ist, da für diese streitigen Ansprü­
che eine ausdrückliche Zuständigkeit der Landgerichte 
nicht begründet ist, die Revision unzulässig* Sie war 
demnach gemäß § 554 a ZPO mit der Kostenfolge aus § 97 
ZPO zu verwerfen*

La mangels Zulässigkeit der Revision eine Sachprü- 
fung in diesem Verfahren nicht stattfinden kann, erledigt 
sich damit .auch der von der Beklagten im Revisionsrechts­
zug gemäß § 717 Abs 3 ZPO gestellte Inzidentantrag, die 
Klägerin zur Rückzahlung des auf Grund des angefochtenen 
Urteils unstreitig beigetriebenen Betrages von 90,—  LM 
zu verurteilen, ohne daß es insoweit eines Ausspruches im 
Tenor bedurfte*
Lr* Geiger Lr* Pagendarm
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